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Die Diskussion um anschlussfähige Model-
le zur Sicherung erfolgreicher Projekte und 
Strukturen des Quartiersmanagements wird 
in Nordrhein-Westfalen (NRW) derzeit unter 
dem Begriff der „Verstetigung“ geführt. Die 
folgenden Ausführungen geben einen Einblick 
in den aktuellen Stand der Diskussion.

Definitionen und Thesen

Was genau heißt „Verstetigung“ und was soll 
verstetigt werden? Im Sinne einer Definition 
kann Verstetigung übersetzt werden mit der 
„Fortsetzung der im Förderzeitraum begon-
nenen positiven Entwicklungen in einem Quar-
tier“. Dies kann je nach Situation des Quartiers 
eine Aufgabe über einen begrenzten Zeitraum 
oder auch eine Daueraufgabe sein. In jedem 
Fall geht es im Kern um die Sicherung eines 
Prozesses, nicht von Strukturen. Unter Verste-
tigung ist daher zunächst nicht zu verstehen, 
Quartiersmanagement als solches dauerhaft zu 
sichern, oder Einzelprojekte ebenso wenig wie 
personelle Kapazitäten einzelner Träger dauer-
haft zu finanzieren.
Unter dem Begriff „Quartiersmanagement“ 
werden dabei mindestens drei verschiedene 
Vorstellungen subsumiert:

Die Gesamtheit aller Organisationsein-
heiten, die die Entwicklung eines Quartiers 
steuert (vgl. Grimm/Hinte/Litges 2004, S. 
53ff.) und die damit automatisch eine kon-
zeptionelle und strukturelle Einbindung 
örtlicher Stadtteilmanager/innen in eine 
gesamtstädtische Struktur voraussetzt.
Eine Partnerschaft aus z.B. Sanierungsträ-
gern und Gemeinwesenarbeitern/innen in 
Form eines Stadtteilbüros oder
Der/die Ansprechpartner/in vor Ort, der als 
„Kümmerer“ kleinere Aktionen koordiniert 
und vor allem Beteiligung organisiert.

Eine Entscheidung über die richtige Organisa-
tionsform kann nur anhand der anstehenden 
Aufgaben getroffen werden. Voraussetzung ist 
deshalb, dass es eine Verständigung über die 
Ziele der Stadtteilerneuerung und damit auch 
über die individuell zu beantwortende Frage 
„Was soll verstetigt werden?“ gibt.
Das Grundverständnis des Begriffs „Versteti-
gung“ verdeutlichen drei Thesen:

Im Rahmen einer Sonderförderung, wie es 
die Soziale Stadt ist, können nur die Grund-
lagen für eine zukunftsfähige Entwicklung 
benachteiligter Quartiere gelegt werden. 	
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Verstetigung ist damit ein zwingender Be-
standteil ernst gemeinter Konzepte.
Verstetigung kann nur mit weiterem zusätz-
lichen Ressourceneinsatz gelingen.
Nicht in allen Quartieren ist Verstetigung 
zwangsläufig notwendig.

Stand in NRW

In Nordrhein-Westfalen besteht das Programm 
Soziale Stadt NRW seit Ende 1993. Demnach 
verfügt das Land über eine nunmehr 13jährige 
Erfahrung mit der integrierten Erneuerung von 
benachteiligten Stadtteilen. Zeit genug, um 
auch in Sachen Verstetigung bereits Wege und 
Konzepte gefunden zu haben? Kaum. Denn 
der Fokus lag in den letzten Jahren eindeutig 
und notwendigerweise auf Umsetzungsfragen 
während der Programmlaufzeit, auf der Un-
terstützung in wichtigen thematischen Fragen 
und auf der Steuerung der organisatorischen 
Prozesse in den Stadtteilen, auf kommunaler 
und auf Landesebene. Einige Stadtteile der er-
sten Stunde sind nach wie vor im Programm, 
da die dort herrschenden gravierenden struk-
turellen Probleme mindestens einen mittelfri-
stigen Zeithorizont zur Bearbeitung erfordern 
(z.B. Köln-Chorweiler, Essen-Katernberg oder 
Duisburg-Bruckhausen). In anderen Stadttei-
len wird die Landesförderung seit 2001 nach 
und nach zurückgefahren – dies betrifft inzwi-
schen insgesamt 17 Quartiere. Mit dem Ende 
der Förderung ist jedoch weder die Arbeit in 
den Stadtteilen, noch die Aufmerksamkeit 
von Landesseite hinsichtlich ihrer weiteren 
Entwicklung beendet. Denn gerade in diesen 
Gebieten stellen sich die Fragen der Verste-
tigung mit aller Deutlichkeit. Es gilt, in und 
von diesen Quartieren zu lernen. Vorläufer in 
dieser Diskussion war der Stadtteil Gelsenkir-
chen-Bismarck/Schalke-Nord – Modellgebiet 
des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt – in 
dem im Rahmen der Programmbegleitung vor 
Ort (PvO) erstmals intensiv und systematisch 
die Möglichkeiten der Verstetigung erörtert 
wurden. 

Eine der wichtigsten Erkenntnisse in NRW 
ist sicherlich, dass es für die Verstetigung 
von Quartierserneuerung kein allgemeingül-
tiges Modell gibt! Ebenso wie die integrierten 
Handlungskonzepte selbst müssen auch Ver-
stetigungskonzepte für jedes Quartier und für 
jedes Leitbild individuell entwickelt werden. 
Basis sind, wie oben bereits angesprochen, 
die Ziele der Quartierserneuerung, die zu Be-
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Kontinuität in der Sozialen Stadt  
Erste Erkenntnisse aus Nordrhein-Westfalen
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ginn der Arbeit entwickelt werden müssen. 
Das Land trifft mit den Stadtteilen, die kurz vor 
dem Ende der Förderung stehen, so genannte 
Nachhaltigkeitsvereinbarungen. Darin wird un-
ter anderem festgehalten, für welche Aufgaben 
und ggf. Einzelprojekte noch Fördermittel in 
einem begrenzten Zeitraum bereitgestellt wer-
den und welche Schritte seitens der Kommu-
ne und der Träger unternommen werden, um 
wichtige Elemente der Quartierserneuerung 
weiter zu führen.

Erfolgversprechende Elemente für eine Ver-
stetigung

Neben der Frage, was die Ziele und Aufgaben 
einer Verstetigung sind, geht es darum, WER 
künftig die Prozesse im Stadtteil betreut, wer 
Ansprechpartner/in für die Bewohner/innen 
ist, wer Gelder für kleinere Projekte akquiriert 
und wer die Gesamtentwicklung des Stadtteils 
im Blick behält, um bei einer eventuellen ne-
gativen Entwicklung zügig gegensteuern zu 
können. Diese Aufgabe kann von unterschied-
lichen Akteuren übernommen werden, abhän-
gig von ihrer bisherigen Rolle und davon, wie 
sie im Quartier vertreten sind. Besondere Auf-
merksamkeit kommt folgenden Akteuren zu:

Der Kommune als zentraler Steuerungs
instanz, die die Entwicklung des Stadtteils 
im gesamtstädtischen Kontext sehen kann 
und ihrer Verantwortung für die Daseins-
vorsorge in den Stadtteilen gerecht werden 
muss. So hat beispielsweise die Stadt Du-
isburg 1999 die Entwicklungsgesellschaft 
Duisburg (EG DU) mbH gegründet und da-
mit die Verantwortung für die integrierte 
Stadtteilerneuerung zentral organisiert. 
Stadtteilbüros bilden die Anlaufstellen 
vor Ort. Von hier aus agieren die örtlichen 
Stadtteilmanager/in, die insbesondere die 
Beteiligungsmaßnahmen koordinieren.
Den lokalen Akteuren wie Trägern der 
Wohlfahrtspflege, der Sozialen Arbeit, 
Gemeinwesenarbeitern/innen als denje-
nigen, die im Stadtteil verankert sind und 
die über ihre langjährigen Kenntnisse feste 
Ansprechpartner/innen für die Bewohner/
innen sind. In Gelsenkirchen übt die Kom-
mune zwar eine Steuerungsfunktion aus, 
die Garanten für die Fortführung der Arbeit 
im Stadtteil sind jedoch die sozialen Träger, 
die einzelne Aufgaben in ihr Regelgeschäft 
übernehmen und dadurch für Kontinuität 
z.B. in der Migrantenberatung sorgen.
Der Wohnungswirtschaft/den Hauseigen-
tümern, die für ihre Bestände in einem 
Stadtteil nicht nur Verantwortung tragen, 
sondern auch aus einem ureigenen wirt-
schaftlichen Interesse an der Zukunftsfähig-
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keit der Wohnquartiere mitwirken sollten. 
In Siegen wird daher das Quartiersmanage-
ment in Form eines Stadtteilmanagers vor 
Ort über die städtische Wohnungsbauge-
sellschaft weiter finanziert, wodurch ne-
ben der wichtigen personellen Kontinuität 
auch kleinere Projekte weiter durchgeführt 
werden können. Auch in Dortmund-Cla-
renberg hat die Wohnungswirtschaft diese 
führende Rolle inne: Die Ruhr-Lippe Woh-
nungsgesellschaft ist nicht nur selbst mit 
einem Kundendienstbüro vor Ort, sondern 
hat eine feste Ansprache unter anderem 
durch einen Concierge installiert, der für 
die kleineren Sorgen der Bewohner/innen 
im Wohnbereich zuständig ist. Ergänzt wird 
seine Arbeit durch ein Nachbarschaftsbü-
ro, für dessen Arbeit die Ruhr-Lippe Woh-
nungsgesellschaft Räume bereitstellt (vgl. 
LEG NRW/Ruhr-Lippe Wohnungsgesell-
schaft 2004).
Und schließlich kommt auch den Bewoh-
nern/innen selbst eine tragende Rolle zu. 
Durch die Organisation in stadtteilbezo-
genen Gremien wie Stadtteilvereinen (wie 
in Ahlen Süd/Ost oder Dinslaken Lohberg), 
in Gebietsbeiräten (wie in Gelsenkirchen-
Süd/Ost) oder einer Bürgerjury (wie in 
der Dortmunder Nordstadt) sind sie in der 
Lage, gemeinsam Entscheidungen für ihren 
Stadtteil zu treffen, und beispielsweise über 
die Vergabe von Geldern aus einem Quar-
tiersbudget wichtige Initiativen und bürger-
schaftliches Engagement zu unterstützen. 
Dabei dürfen diese zivilgesellschaftlichen 
Kräfte weder überfordert noch als Ersatz für 
kommunales Handeln betrachtet werden.
Entscheidend scheint zu sein, dass es nicht 
zu „eindimensionalen“ Verantwortlich-
keiten kommt, da diese gegenüber Störfak-
toren nicht stabil sind. Beispiele für solche 
„Störfaktoren“ sind Kürzungen im Budget 
sozialer Träger oder Privatisierungen von 
Wohnungsbeständen. Wirklich tragfähige 
Strukturen basieren daher auf Partner-
schaften. Diese sind nicht nur stabiler, 
sondern gewährleisten nebenbei durch die 
breitere Verankerung der Stadtteilerneue-
rung auch eine größere Akzeptanz.

Darüber hinaus lassen sich drei Kernelemente 
als wesentliche Instrumente für eine gelin-
gende Verstetigung benennen:

ein/e Ansprechpartner/in vor Ort, der/die 
Beteiligung organisiert, weitere Finanz
mittel akquiriert, Projekte steuert und weiter 
an tragfähigen Strukturen arbeitet (Es geht 
hier um die Sicherung der Funktionen eines 
Quartiersmanagements!);
ein Stadtteilbudget, mit dem unbürokra-
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tisch und kurzfristig kleinere Maßnahmen 
im Stadtteil durchgeführt werden können 
und
gesamtstädtische Strukturen, die die Quar-
tiersentwicklung zum Bestandteil der Stadt-
politik machen.

Im Folgenden werden vier Beispiele vorgestellt, 
die mit diesen vier Eckpunkten (Partnerschaften 
– lokale/r Ansprechpartner/in – Stadtteilbudget 
– gesamtstädtische Strukturen) auf verschie-
dene Weise umgehen, und die somit zeigen, 
wie unterschiedlich Erfolg versprechende Kon-
zepte der Verstetigung sein können.

Hamm-Norden 

Im Hammer Norden startete das integrierte 
Handlungskonzept 1993 aufgrund signifikant 
zunehmender Jugendgewalt in Verbindung mit 
ansteigendem Drogenmissbrauch. Um diesen 
besorgniserregenden Entwicklungen zu begeg-
nen und eine weitere Zuspitzung zu verhindern, 
nahm der Präventivkreis Hamm-Norden seine 
Arbeit auf. Aufgrund der prekären sozialen 
Lage eines Großteils der Bewohnerinnen und 
Bewohner beschloss der Rat der Stadt Hamm 
das „sozial- und bewohnerorientierte Hand-
lungskonzept Hamm-Norden“. So wurden 
einzelne Bereiche der Sozialverwaltung de-
zentralisiert und Anlauf- und Beratungsstellen 
(z.B. das Stadtteilbüro Hamm-Norden) vor Ort 
geschaffen. Diese Neuordnung der Sozialen 
Dienste stellte einen wichtigen Grundstock für 
eine gebietsbezogene Kooperation dar. Weiter-
hin wurden entsprechende Kommunikations- 
und Entscheidungsstrukturen geschaffen 
(Arbeitskreis Hamm-Norden) und die weitere 
Einbindung des Präventivkreises in die Arbeit 
realisiert.

Nach dem Auslaufen der Förderung verstän-
digten sich die Stadt Hamm, soziale Träger und 
Vertreter der Wohnungswirtschaft über ein 
nachhaltiges Konzept örtlicher sozialer Infra-
struktur. Demnach bleiben vor Ort präsent:

das Stadtteilbüro mit Stadtteilmanage-
mentaufgaben, 
drei dezentrale Spiel- und Lernhilfen in ein-
zelnen Wohnquartieren,
das Jugendamt mit der Abteilung Familien-
hilfe sowie die Stadtteiljugendhilfe (Träger: 
Jugendarbeit Hamm-Norden e.V.) und
die Wohnungsnotfallhilfe des Caritasver-
bandes Hamm.

Grundlage für dieses Konzept ist die Bereit-
schaft der Stadt, bewährte Einrichtungen in 
kommunaler Verantwortung und mit Ressour-
cen der Stadt weiter zu führen bzw. etablierte 
Partnerschaften fort zu setzen. Das „sozial- und 
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bewohnerorientierte Handlungskonzept“ in-
klusive seiner Arbeitsstrukturen hat weiterhin 
Bestand. Mit dem Aufbau einer ergänzenden 
Kulturarbeit bzw. der Erarbeitung eines Stadt-
teilkulturkonzeptes konnten neue Entwick-
lungsschritte in Angriff genommen werden. 
Die in diesem Rahmen aus dem Kulturetat zur 
Verfügung gestellten Mittel werden von der 
Kultur AG verwaltet. Die Programme werden 
mit dem Präventivkreis und dem AK Norden 
abgestimmt. Weiterhin verfügt der Stadtteil 
noch über LOS-Mittel. Ziel ist es, über den LOS 
- Förderzeitraum hinaus ein Stadtteilbudget zu 
entwickeln, das über ein örtliches Gremium 
(analog dem LOS-Komitee) verwaltet wird. Die 
Projektträger haben weiterhin Projektmittel zur 
Verfügung, die für Projekte mit den Zielgrup-
pen (und in Abstimmung mit ihnen) verwendet 
werden können.

Monheim Berliner Viertel 

Für das Berliner Viertel der Stadt Monheim 
(eine Großwohnsiedlung im Besitz der LEG mit 
ca. 11.000 Bewohnerinnen und Bewohnern) 
sollte als Folgeinstitution des Stadtteilbüros 
ursprünglich ein Stadtteilverein gegründet 
werden, der die Belange des Stadtteils künftig 
vertreten sollte. Dass diese Idee aus verschie-
denen Gründen nicht umgesetzt wurde, erwies 
sich gewissermaßen als Segen für das Berliner 
Viertel. Denn anstelle einer rein stadtteilbezo-
genen Lösung, die im stadtweiten Interessen-
geflecht weiterhin um Legitimation hätte rin-
gen müssen, wurde ein Weg gefunden, der die 
Integration der Stadtteilinteressen in gesamt-
städtische Konzepte als festen Bestandteil ent-
hält.

Der Verein „Marke Monheim“ e.V. organisiert 
seit 2001 unter Vorsitz des jeweils amtierenden 
Bürgermeisters das Monheimer Stadtmarke-
ting und kulturelle Aktivitäten im Stadtgebiet. 
Neben den Geschäftsbereichen „Kulturmarke-
ting, Touristik“ und „Ticketing, Raumvermie-
tung, Merchandising, Gästebettvermietung“ 
wurde das „Stadtteil-Forum Berliner Viertel“ 
als neuer und eigenständiger Geschäftsbereich 
eingeführt. Ein eigener Beirat aus Vertretern/in-
nen von Stadtteilinstitutionen bildet die örtliche 
Repräsentanz im Verein „Marke Monheim e.V.“ 
und gewährleistet die Einbindung der Stadteil-
belange auf gesamtstädtischer Ebene. Es gibt 
nach wie vor einen Stadtteilmanager, der bei 
Marke „Marke Monheim e.V.“ über eine frei-
gestellte Planstelle der Stadt angestellt ist. Die 
LEG Wohnen stellt als Partnerin jährlich 30.000 
Euro bereit, mit denen die laufenden Kosten 
des Stadtteilmanagements ebenso wie klein-
teilige Projekte finanziert werden können. Mit 
zusätzlich akquirierten Mitteln können darü-
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ber hinaus weitere Maßnahmen durchgeführt 
werden (vgl. Stadt Monheim 2005, S. 45/46). 
Die Kooperation zwischen der Stadt, der LEG 
und „Marke Monheim e.V.“ wurde zunächst 
für drei Jahre vertraglich vereinbart. Im Zuge 
dieser veränderten Strukturen erfolgte auch 
eine inhaltlich-strategische Feinjustierung des 
Stadtteilmanagements: Neben der Begleitung 
der laufenden Projekte haben die Bemühungen 
zur Integration in die Gesamtstadt, die Öffent-
lichkeits- und Imagearbeit sowie die Durchfüh-
rung kultureller Projekte im Rahmen der Stadt-
teilarbeit an Bedeutung gewonnen.
Die Anbindung des Stadtteilmanagements an 
„Marke Monheim e.V.“ ermöglicht 

Kontinuität und Perspektive in der Stadttei-
larbeit durch einen etablierten Verein mit 
professionellem Management und
breite Akzeptanz durch den Bekanntheits-
grad des Vereins ebenso wie durch die An-
knüpfung an das Bürgermeisteramt.

Gelsenkirchen Bismarck/ Schalke-Nord 

Die Verstetigungsdiskussion in Gelsenkirchen-
Bismarck/Schalke-Nord wurde im Wesentlichen 
durch das Team der „Programmbegleitung vor 
Ort“ initiiert (2000-2002). In einem dreijährigen 
öffentlichen Diskussionsprozess wurde in Per-
spektivwerkstätten und Strategierunden be-
sprochen, welche Aktivitäten längerfristig oder 
dauerhaft für den Stadtteil wichtig sind und wie 
nach dem Ende der Förderung die Trägerschaft 
organisiert werden kann. Herausgekommen ist 
ein Mix an Verantwortlichkeiten, der die Stadt-
teilentwicklung auf mehrere Füße stellt, unter 
anderem auf folgende:

Die Kommune – übernimmt derzeit noch 
und vermutlich auch in den folgenden Jah-
ren das Stadtteilmanagement: Stadtteilbü-
ro als Außenstelle des Referates Stadtpla-
nung. 
Die Arbeiterwohlfahrt – ist Träger des „In-
ternationalen Migrantenzentrums“ und da-
mit in Zukunft wichtige Ansprechpartnerin 
für Fragen des Zusammenlebens der Kul-
turen.
Stadtteilverein Forum 2000 – nach seiner 
Gründung im Jahr 2000 hat sich dieser Zu-
sammenschluss von inzwischen über 30 
Stadtteilvereinen und Privatpersonen bei 
der Organisation und Durchführung von 
Veranstaltungen, Stadtteilfesten, Aktionen 
etc. bewährt.
Gemeinnütziger Trägerverein GE-Lebt 
e.V.– ins Leben gerufen von freien Trägern 
im Stadtteil, führt er die wichtigen Infra-
strukturprojekte „Öffnung der Tagesstätten 
für Kinder“ und „Begegnungsstätte Haver-
kamp“ mit Förderung des Referats Kinder, 
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Jugend und Familie der Stadt Gelsenkir-
chen weiter.
Gesamtstädtische Verantwortung – zum 
einen bleibt der Stadtteil auch weiterhin 
im Fokus des kommunalen Interesses, zum 
anderen werden erprobte Ansätze aus Bis-
marck auch in das gesamtstädtische Regel-
geschäft übernommen, so z.B. die Sprach-
förderung für Kinder.

Ahlen-Süd/Ost 

In Ahlen Süd/Ost wurde 2004 die Projektgesell-
schaft Westfalen als Public Private Partnership 
mit der Stadt Ahlen und der Mittelstandsinitia-
tive Ahlen (MIA) gegründet. Ihre Aufgabe ist es, 
die Lohnhalle und Kaue der 2000 stillgelegten 
Zeche Westfalen im Rahmen eines Starterpro-
jektes zu entwickeln und so neue Nutzungen 
in den Stadtteil zu bringen. Der Leiter des 
Stadtteilbüros nimmt gleichzeitig auch die Ge-
schäftsführung der Projektgesellschaft wahr. 

Vor dem Hintergrund, dass mit dem Starter-
projekt neue wirtschaftliche Impulse für den 
Stadtteil entstehen, stellte sich das Stadtteil-
büro die Frage, welche Leistungen des Stadt-
teilbüros nach einem Ende der Landesförde-
rung künftig eigenwirtschaftlich weiter geführt 
werden könnten. Eine „Potenzialanalyse zur 
Prüfung einer strategischen Neuausrichtung“ 
sollte Aufschluss darüber geben. Die Ergeb-
nisse waren zunächst ernüchternd: Auch bei ei-
ner günstigen Entwicklung des Starterprojektes 
rechnen sich die Aufgaben eines Stadtteilbüros 
unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten nicht. Allerdings kommt das extern er-
stellte Gutachten auch zu dem Ergebnis, dass 
sich durchaus Nutznießer der Stadtteilarbeit 
benennen lassen. So profitiert beispielsweise 
die Immobilienwirtschaft von der Stabilisie-
rung der Bewohnerschaft ebenso wie von der 
Aufwertung des Stadtteils, was eine finanzielle 
Unterstützung der Stadtteilarbeit begründen 
könnte.

Diese Betrachtung stellt die gesamtgesell-
schaftliche Bedeutung der Stadtteilarbeit 
in den Mittelpunkt und fordert als logische 
Konsequenz daraus auch eine gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung ein. Darüber hinaus 
quantifiziert sie die Effekte von Stadtteilarbeit 
– eine Sichtweise, die mancher Diskussion um 
Verstetigung gut täte.

Die Diskussion in Ahlen ist noch nicht ab-
geschlossen. Bestenfalls wird es jedoch ein 
„Dreigestirn“ geben: Die Projektgesellschaft 
mit wirtschaftlicher Ausrichtung, ein Stadtteil-
büro, das weiterhin Fördergelder akquiriert und 
die Gesamtkoordination übernimmt sowie den 
Stadtteilverein, der nun schon in mehrjähriger 
Tradition über das dann hoffentlich verfügbare 
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Stadtteilbudget entscheidet und somit das bür-
gerschaftliche Engagement in Gang hält.

Resümee

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen in 
Nordrhein-Westfalen können folgende Lehren 
gezogen werden:

Wir müssen Bewährtes fortsetzen: Inte-
grierte Lösungen sind auch nach der Um-
setzung integrierter Handlungskonzepte 
gefragt! Oder anders ausgedrückt: Inte-
grierte Handlungskonzepte zur Erneuerung 
benachteiligter Quartiere dürfen nicht nur 
auf den Zeitraum der öffentlichen Förde-
rung begrenzt sein.
Wir müssen Gelerntes umsetzen: Interdiszi-
plinäre Kooperationen, trägerübergreifende 
Strukturen sind langfristig tragfähiger als 
Einzelakteure. Diese strategischen Partner-
schaften gilt es frühzeitig aufzubauen.
Wir müssen Essentielles durchsetzen: Betei-
ligung und Quartiersmanagement müssen 
als Schlüsselelemente fortgeführt werden. 
Ein Quartiersbudget sollte als flexibles, un-
bürokratisches Instrument dringend beibe-
halten werden.
Und als vierte Lehre: Wir müssen weiter-
denken! Verstetigung ist ein strategisch zu 
organisierender Prozess, der so früh wie 
möglich zu beginnen ist.

Verstetigung sowie die Überlegungen zu sog. 
anschlussfähigen Modellen sollten bereits 
bei der Entwicklung des integrierten Hand-
lungskonzeptes mit einbezogen werden. Es 
bringt wenig, dauerhaft notwendige Projekte 
mit Sonderförderung anzustoßen, wenn ihre 
langfristige Aufrechterhaltung von vornherein 
nicht realistisch ist. Dies gilt auch für die Be-
reitschaft der Kommune zur Verantwortung für 
das Quartier nach dem Ende der Förderung. Im 
Grunde muss diese generelle Verantwortung, 
sich über den Förderzeitraum hinaus im Stadt-
teil personell und finanziell zu engagieren bzw. 
diese Leistungen über Dritte zu organisieren, 
von vornherein vereinbart werden. 

Auf der gemeinsamen Veranstaltung des 
Städtenetzes, des Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung ...NRW und der 
Stadt Gelsenkirchen Mitte Mai 2006 zum The-
ma „Kontinuität in der Sozialen Stadt“ formu-
lierte Prof. Walter Siebel für dieses Weiterden-
ken die folgende Aussage, die durchaus als 
Konsens der Beteiligten aus Land, Kommune, 
Wissenschaft und lokaler Arbeit gewertet wer-
den kann:
„Die Soziale Stadt ist eine Daueraufgabe –  
jedoch ohne Dauerlösung!“

<

<

<

<
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